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Na geltendem echt ISt der Unterhaltsverpflichtete 1Ur ann der Eıgenart der Sache un der Reformziele ANSCMECSSCHECIC
gehalten, Siıcherheit leisten, wenn die Verwirklichung des Verfahrensregelung schaften MU: Zu denken ware eine
Unterhaltsanspruchs gefährdet 1St. In Zukunft sollte genugen, Verbindung des Scheidungsurteils mıiıt der Entscheidung ber
daß der Unterhaltsberechtigte Sıcherheitsleistung begehrt. Auch wesentliche Scheidungsfolgen sOW1e die Beseitigung der heute
müfßte autf Fälle Rücksicht werden, 1n denen die möglıchen, oft unwürdıgen „Schnellscheidungen“, Auch muß
Sicherheitsleistung n ZUSCMUTLEL werden ann. 1n hinreichendem Maß möglıch se1n, ScheidungsverfahrenSchwierigkeiten entstehen, wenn der Unterhaltsanspruch des AU!  en Aut diese Weıiıse könnten wahrscheinlich noch
bedürftigen trüheren Ehegatten MIt dem eines spateren 1ın Kon- manche hen geheilt werden.
kurrenz trıtt. Hıer gehen die Meınungen auseinander, ob INa  - Wenn auch eine verpflichtende Inanspruchnahme der Ehe-
beide Unterhaltsansprüche gleichrangig behandeln soll der den beratung nıcht wünschenswert scheint, müuüßten doch Ehe-
Vorrang des Anspruchs aAus der ersien Ehe vorsieht. Der Ar- beratung und Ehehilfen staatlicherseits viel stärker gefördertbeitskreıis ne1gt der letztgenannten Lösung, weıl S1e der werden. Auf diese Weiıse könnten siıcherlich viele Ehekrisen
Gerechtigkeit mehr entspricht. ohne Scheidung überwunden werden.

Im Bereich des Verfahrensrechts wırd w 1e auch 1n einıgen
Verfahrensrecht anderen Ländern der Gedanke des Familiengerichts disku-

tiıert, für das sıch auch die evangelische Denkschrift ausspricht.
Mıt der Neuordnung des Scheidungsrechts 1St auch eine Neu- Ferner SIN Überlegungen ber die Verbesserung des Sühne-
regelung des Verftfahrensrechts fällig. Abgesehen VO:  _ umtassen- verfahrens, den Anwaltszwang, Rechtsmittel un! Kosten NZU-
deren Reformen der Gerichtsverfassung stehen eine Reihe VO stellen.
AÄnderungen des Scheidungsverfahrens ZUr Dıiıskussion. Sie Wıe be1 der Regelung der Scheidungsfolgen, g1ibt auch bei
geben sıch Z.U) 'eıl mMIit Notwendigkeit Aaus den Vorschlägen, der Retorm des Vertahrensrechts ein1ıge Fragen, die VO  3 solcher
die dem echt der Scheidungsgründe un! des Unterhalts pC- praktischen Bedeutung tür die Auswirkung der Revisıon der
macht werden. Scheidungsgründe un -folgen sınd, da: die Zustimmung
Es ISt eine rage, ob INa  3 ıcht ftür dıe Behandlung VO  3 Sche1- dieser TST gegeben werden kann, wenn INan auch weiß, W1e das
dungsangelegenheiıten eine VO]  3 der Jjetzıgen Form abweıichende, entsprechende Verfahren ausgestaltet 1St.

Zeitberichte

Der Biedenkopf-Bericht ZUNY Mitbestimmungsfrage
In der Regierungserklärung VO' Dezember 1966 kün- Vorstand un: Betriebsrat. Außerdem 1St eın Wırtschafts-
dıgte Bundeskanzler Kıesinger die Eınsetzung einer Sach- ausschuß vorgesehen, der ZUr Häilfte AUuUS VO' Betriebsrat
verständigenkommission ZUr Prüfung der Mitbestim- bestimmten unternehmensangehörigen Arbeitnehmern be-

steht un: Zur anderen Hälfte Aaus VO' Unternehmer be-mungsfrage d die seit Jahren ın grundsätzlıchen
Streitfiragen festgefahrene Diskussion durch LLEUEC Gesichts- stiımmten Mitgliedern. Dieser Ausschufß oll der CN-punkte eleben. Dıie Ommı1ıssıon konstitujerte sıch seıtigen Information dienen.

Januar 1968 und legte 1im Januar dieses Jahres ıhren
Bericht VOT. Unter dem Vorsıtz VO'  3 Prof. Bieden- Zur bisherigen DiskussionRopf, Bochum, gehörten iıhr NECUN Protessoren der Rechts-
und Wırtschaftswissenschaften Als ständıge Berater Dıiese ın ‚we1l Bereiche auseinanderfallende Regelung ent-
wurden Je dre Vertreter VO  3 Arbeitgeber- un: Arbeit- tacht 11U  = se1it Jahren die Dıskussion. Die Gewerkschaftennehmerseite berutfen. Der SCNAUC Auftrag autete: Zur wollen 1n den Grundzügen das parıtätische ontan-Mo-
Auswertung der bisherigen Erfahrungen MI1t der Miıt- dell auf alle Unternehmen ausgedehnt sehen, ahnlich der
bestimmung als „Grundlage weıterer Überlegungen aut Gesetzentwurtf der SP  S Die Arbeitgeberverbände lehnen
dıesem Gebiet“ (Schreiben des Bundesminıisters tür Arbeit die parıtätische Mitbestimmung ab, un: möchten die Eın-
un Sozialordnung VO 15 67) rıchtungen des BetrVG voll ausschöpten un: noch weıter
Das bisherige Miıtbestimmungsrecht regelt sıch nach AYECeL ausbauen. Von den Parteıen kommt die FDP ın ıhrem
verschiedenen (GJesetzen. Das (Gesetz VO: Z Maı 1951 bisherigen Entwurt dieser Auffassung nächsten. Dıe
miıt Ergänzungen VO' August 1956 und August CDU außert sıch 1mM Rahmen ihres „Berliner Programms“
1967 regelt die Mitbestimmung in den Unternehmen des ine schematische Übernahme des Montan-Modells.
Bergbaus Uun: der Eisen un Stahl erzeugenden Industrie Allerdings sehen dıie Sozjalausschüsse der Christlich-
(Montanbereich). Kennzeıichen dieser Regelung 1St die p- Demokratischen Arbeitnehmerscha f} ın einem sehr weIlt-
rıtätische Besetzung des Aufsichtsrates un: die Bestellung gehenden Entwurt 03 ıne VO geltenden Gesellschafts-
eines Arbeitsdirektors für dıe Personal- un! Sozialan- recht abweichende Unternehmensverfassung VOL.
gelegenheiten, die der Zustimmung der Arbeitnehmerver- Im kirchlichen aum hat die Kammer für soz1ale Ord-
treter bedarf In den anderen Unternehmen (im Betriebs- Nung beim Rat der EK  - ıne Studie mi1t wel Mınder-
verfassungsgesetzbereich) esteht nıcht ıne weıitgehende heits- un!| einer Mehrheitsmeinung vorgelegt. Die ehr-
Mıtbestimmung. Gemäß dem BetrVG VO' I Oktober heit sieht VOTr, daß der Autsichtsrat ZUuUr Hälfte AUS den
1957 besteht hier der Autsichtsrat 1Ur einem Drittel Vertretern der Anteıilseigner esteht. Der Teil der anderen
Aaus Vertretern der Arbeitnehmer. Das BetrVG regelt aber Hälfte, der den Arbeitnehmervertretern nach dem Be-
ur die gesamte Wırtschaft einen weıteren wichtigen Be- triebsverfassungsgesetz ZUuUr Parıtät fehlt, soll VO  3 Per-

reich der Mitbestimmung, nämlich die Miıtwirkungs- un! on besetzt werden, die das Vertrauen beider Seiten be-
Mitbestimmungsrechte 1n sozlalen, personellen un wirt- sıtzen.
schaftlichen Angelegenheiten durch Zusammenarbeit VO  e’ Dıie hatholische Kırche trıtt grundsätzlıch tür ıne tätıge
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Teilnahme auch der Arbeitnehmer der Verwaltung der auf gelegt, Aaus dem gleichen Unternehmen möglıchst alle
Unternehmen ein In der Enzyklika „Mater et Magıstra“” für dıe Untersuchung wichtigen Funktionsträger ZUu hören,
heißt CS5:; 9 * halten Wır dafür, daß ein berecht1g- nämlıch den Vorsitzenden des Autsichtsrates un:! seinen
tes Verlangen der Arbeiter 1St, aktıv sıch Leben der Stellvertreter, das ‚neutrale“ Mitglied des Aufsichtsrates,
Unternehmen beteiligen, in die S1e eingestellt sınd un! den Vorstandsvorsitzenden oder das kaufmännische Vor-
1ın denen S1e werken“ (Mater et Magıstra, Abschnitt standsmıtglıed, den Vorsitzenden des Betriebsrates un! 1m

Montanbereich den Arbeitsdirektor.D Damıt 1St nıichts über konkrete Formen dieser Mıt-
bestimmung ZESAT. So zibt 1mM Deutschen Katholizis- Be1 der Untersuchung wurde die Stahlindustrie al-
111U5S5 ıne Vieltalt VOomn Meınungen. Dementsprechend WEI1I- über dem Kohlebergbau stärker berücksichtigt, da s1e
den auch die Außerungen des Konzıils 1n unterschiedlicher eher vergleichbar se1l M1Lt anderen Industriezweıgen, auf
Weıse interpretiert (vgl Herder-Korrespondenz Jhg., die die erweıterte Mitbestimmung ausgedehnt werden

238—243). 1St hier nıcht der Raum, auf die vielen könnte. Dazu am, daß Vertreter des Kohlebergbaus W C-

Argumente PIrO un! CONLTIrCa die paritätische Mitbestim- SCHh der 1ın den Untersuchungszeitraum tallenden Gründung
mMuns nochmals einzugehen. Dıie Befürworter gehen VO  ; der Einheitsgesellschaft weni1ger 724506 Verfügung standen.
einer meılst soztialethisch begründeten Gleichberechtigung Um die Verallgemeinerungsfähigkeit der Ergebnisse der
VO  e} Kapıtal un! Arbeıt AaUuUs., Da beide in gleicher Weıse Anhörungen kontrollieren, hat die Ommıssıon sıch
Z Erfolg des Unternehmens beitragen, mussen s1ıe die 1M Laufe der Anhörungen einer gesonderten schrıft-
gleichen Mitbestimmungsrechte innehaben. Dıie Gegner Ar- lıchen Befragung entschlossen. Sie gvalt nıcht der Ermitt-
gyumentieren mit dem Eigentumsrecht, der mangelnden lung VO'  3 Meınungen, sondern allein dem Gewıinn VO  —

Hatftung der Arbeitnehmer, der Zusammenballung VO  a quantifizıerbaren Angaben ber Organısatıon un! Ab-
acht bei den Gewerkschaftten un! unternehmenspoliti- autf der Mitbestimmungen der Arbeitnehmer 1mM Unterneh-
schen Aspekten. (Zum Ganzen y Nell-Breuning, Miıt- iNenNn Diese Untersuchung erstreckte sıch auf alle Unter-
bestimmung, Europäische Verlagsanstalt, Frankfurt 1968; nehmen AUS dem Bereich des Betriebsverfassungsgesetzes.
ders., Mitbestimmung WECI Mi1t wem?, Herder, Freiburg Der oben schon Personenkreis wurde m1t gleich-
1969; Wallraff, Grundgehalte der Mitbestimmungs- lautenden Befragungsunterlagen einzeln angeschrieben. Es
ideen, „Concıilıum“, aı/ Juni 1969; Böhm, Es geht Unternehmen Au dem Montanbereich und 373
die Menschenwürde, eın Plädoyer die Miıtbestim- Au dem Bereich des Betriebsverfassungsgesetzes. Von den

versandten 1164 Fragebogen kamen 86,3 0/9 zurück. InIMUunNs, „Frankfurter Allgemeıine Zeitung“, 66.)
Es 1St klar, daß das Problem der Mıtbestimmung nıcht eıner Analyse, bezogen aut die Unternehmen, wurden 1Ur

allein VO') soz1ialethischen Ansatz her lösen 1St. echt- solche Befragungsunterlagen verwertet, 1n denen Aus dem-
selben Unternehmen sowohl VO:  - einem Vertreter des Vor-lıche, ökonomische un! politische Gesichtspunkte siınd

ebenso berücksichtigen. Dıiesem Problemkreis dient die standes w1e VG Vorsitzenden des Betriebsrates die AauSSCc-
Untersuchung der Ommıssıon. üullten Fragebogen vorlagen. Somıit siınd 1n der Analyse

die Daten Aaus 304 Unternehmen (69,9 0/9 des gesamten
Dıie Arbeitsweise der Kommuissıon Untersuchungsbereiches) enthalten, W 4S erlaubt, dıe Er-

gebnisse als repräsentatiıv anzusehen.
In Arbeitssitzungen, davon mMi1t den ständigen Be-
rTatern hat die Kommıissıon den Bericht erstellt. Für den Ergebnisse der Untersuchung
Inhalt zeichnen allein dıe 1EeCUN Mitglieder verantwortlıich.
Fıne abweichende Meınung wurde jedesmal 1mM ext AaUuSs- Beı1 ıhrer Untersuchung hatte sıch die Kommissıon mıt
rücklich erwähnt. Zur Ermittlung der Erfahrungen MI1t folgenden Problemen beschäftigen: Mıt der Rolle

des Aufsıichtsrats: mMi1t dem Einfluß der Miıtbestimmungder Miıtbestimmung hat die Oommıssıon Anhörungen un!
ıne schriflliche Befragung durchgeführt. Von zentraler auf Unternehmenspolitische Zıiele; mıiıt dem FEinflufß der
Bedeutung für die Meinungsbildung die Anhörun- Miıtbestimmung auf die Auswahl der Unternehmensfüh-

run  9 mi1t der Zusammenarbeit VO'  >; Vorstand un: Be-SCH. In ıhnen SCWANN INan WAar keıine quantitativ me{(ßS-
baren Ergebnisse, aber dafür siıchere Anhaltspunkte für triebsrat; mıt Fragen der Inftormatıion un oopera-
die Bewertung von Erfahrungen un: einen umfiassenden t10N; mit den gesamtwirtschaftlichen Aspekten der Mıt-

bestimmung. Die Hauptaufgabe des Aufsichtsrates iSt ‚—Überblick über die Probleme un: Aspekte, dıe VO  a den
Beteiligten selbst für wichtig gehalten werden. Dıie Kom- nächst die Überwachung un: Kontrolle der Geschäftsfüh-
m1ıssıon WAar der Auffassung, da{fß für dıe Beantwortung rung. Daneben überniımmt zunehmend auch Beratungs-

un: Entscheidungsfunktionen, da die Erfahrung gezeigtder iıhr gestellten Frage Wertmaßstäbe notwendig sind,
den ermittelten Fakten das jeweıils richtige Gewicht hat, da die Überwachung besser schon 1m tadıum der

gveben. Im einzelnen WAar Aufgabe der Anhörungen Entscheidungsvorbereitung einsetzt als nach durchgeführ-
ten Entscheidungen. Dieses .remıum scheint für ıne 1N-einen Einblick 1n dıe hkonkrete Ausgestaltung der Mıt-

bestimmung geben un dıe Wirkungen der Mıt- stitutionelle Integration der Arbeitnehmer besonders gC-
bestimmung auf den Willensbildungsprozeß des (Ynter- ejgnet. Auch alle Befragten sıch darın e1IN1g. Da-
nehmens SOWI1e aut die Unternehmenspolitik ermitteln. neben spielte ine Einbeziehung 1n die Hauptversamm-
Da die Anhörungen ohne die ständıgen Berater un: Vel- Jung un: 1n den Vorstand kaum ıne Rolle
trauliıch geführt wurden, die Befragten ın der Regel Wıe die schriftlichen Befragungen ergeben haben, siınd
bereıt, über ıhre Erfahrungen often berichten. Aus- ohl 1m Montan- w1e 1m Betriebsverfassungsgesetzbereich

fast alle unternehmensinternen Arbeitnehmer 1im Autsichts-gangspunkt WAar ein Problemkatalog, der autfend tort-
geschrieben wurde. Es wurden 1m gyanzecn Posıitions- rat zugleich Betriebsratsmitglieder. Diese weitgehende Per-

sonalunıon wurde VO  } den Befragten überwiegend pOSILtLVtrager AUuUsSs der Montanindustrie un dem Bereich des Be-
beurteilt. Sıe schaftt einen unmittelbaren Kommunika-triebsverfassungsgesetzes 1n jeweıils Oa bıs 3stündigen Ge-

sprächen gehört. Dabei wurde besonderes Gewicht dar- t10NSWeg. Für die unternehmensinternen Vertreter ist
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ein ausgesprochen unternehmensorientiertes Denken kenn- 1ın der Untersuchung kaum nachweisen lassen. Jedoch
zeichnend, W as große Vorteile hat, 1aber auch einem wurde auch VO  3 den Gewerkschaften ine gewlsse Ten-
gewissen Betriebsegoismus tführen kann. Überbetriebliche denz ZUur Fraktionsbildung bestätigt. FEınen eigentlichen
Gesichtspunkte un!: Jangfristige Planungen finden weniger Fraktionszwang gibt jedoch nıcht.
Beachtung. Auf diese Gefahr wurde besonders VO':  3 Ge- ber die Bedeutung der Fraktionsbildung für den Ent-
werkschaftsseite hingewiesen. Doch kann gyerade dıe Mıt- scheiıdungsproze(ß die Kommissionsmitglieder nıcht
arbeit 1m Aufsichtsrat gee1gnet se1n, die betriebsbezogene einheitlicher Meıinung. Eınige sahen ine Getahr tfür die
Betrachtungsweise korrigieren, W as VO Betriebsrats- gesetzmäßige Funktionsweise des Aufsichtsrates SCmH
vorsitzenden betont wurde. der schon vorher testgelegten Meınung. Andere jelten die
Dıie unternehmensexternen Arbeitnehmervertreter siınd Vorbesprechungen für eın Mittel, das Intormations-
aufgeschlossener für Jlangfristige unternehmenspolitische un Übersichtsgefälle gegenüber den anderen Miıtgliedern
Konzeptionen, D sınd die wichtigsten Konzentrations- des Autsichtsrates kompensieren. Sıe erleichtern die
vorhaben in der Stahlindustrie 1mM etzten Jahrzehnt durch freie Meınungsäußerung bei Problemen, bei denen siıch

die Arbeitnehmervertreter in ıhrem Urteil zunächst —dıe Mitarbeıit der Gewerkschaftsvertreter unterstuzt WOTLT-

den Die Befürchtung, daß die Gewerkschaften durch ihre sicher fühlen und geben den Unternehmern die Chance,
tür ıhre Inıtiatıven Zustimmung findenVertreter die Willensbildung der Unternehmen

beeinträchtigen, hat sıch nıcht bestätigt. Nach Ansıcht der Daneben z1Dt noch andere Gremien, die Entscheidungen
Kommissıon tehlt für die Befürchtung einer zentralen vorbereiten, VOL allem das Aufsichtsratspräsidium un!
Steuerung der Gewerkschaftsvertreter die Grundlage. FEın Ausschüsse. Wichtigste Aufgabe des Präsiıdiums 1St die
besonderes Problem ergibt sıch daraus, da{ß 1mM Anwen- Regelung VO'  - Personalangelegenheiten des Vorstandes und
dungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes bei 0/9 der dann die Beratung ın dringenden Geschäftsvorfällen. Im
Aufsichtsräte keıin unternehmensfremder Arbeitnehmer- Gegensatz ZU Montanbereich gehören ihm 1mM Bereich des
vertreter eın Mandat innehat. Dies liegt der anders- Betriebsverfassungsgesetzes selten Arbeitnehmervertreter
artıgen gesetzlichen Regelung. Denn 1 Montanbereich Das kann einer auch empfundenen Intorma-
werden in 41 0/9 der Fälle dreıi, 1n 0/9 der Fälle vier un tionslücke bei ihnen führen, auch WEeNN Personalangelegen-
in 9/9 der Fälle sechs Mandate 1mM Aufsichtsrat gehalten. heiten iıhrer Natur nach einer besonderen Vertraulichkeit

bedürten.Daraus Ist entnehmen, daß die Belegschaft den ınternen
Vertretern den Vorzug 1bt, WENN S1e die freie Wahl hat In der Mehrzahl der Fälle siınd die Autsichtsratsausschüsse
Dıie rasenz Arbeitnehmervertreter kannn nach 1mM Montanbereich parıtätisch besetzt. In ıhnen komme

meı1st einer echten Diskussion. Eın besonderes Problemdem Eindruck der Kommıissıon, talls S1ie erwünscht 1St,
NUr durch gesetzliche Regelung sichergestellt werden. 1St ın der parıtätischen Montan-Mitbestimmung die Fnt-
Allgemein haben dıe Anhörungen ergeben, da{ß beide Se1- scheidungsfähigkeit des Aufsichtsrates, die durch das —

ten nach anfänglichen Schwierigkeiten kooperieren un! n neutrale Mitglied gewährleistet se1n oll Diese
die angestrebte Integration stattfindet. Nach einhelliger Erwartung hat sıch nach dem FEindruck der ommıssıon

nıcht erfüllt. Denn nach den übereinstiımmenden Auße-Meınung aller Beiragten kann auf die Mitarbeit der Ar-
beitnehmervertreter nıcht mehr verzichtet werden. Die NSCH der Beiragten se1 das neutrale Miıtgliıed damıt
Kommission kam dem Ergebnis, dafß sıch ıhre Einbe- überfordert (gerade WEeNN hart aut hart geht) Immer

sSe1 versucht worden, mit dieser Entscheidung nıchtziehung in den zunächst als gesellschaftsrechtliches Organ
ausgestalteten Autsıichtsrat bewährt hat belasten. In 0/9 der Unternehmen (bezogen auf die Vor-

standantworten) mußte ın der eıt VO  - 1964 bıs 1968Was die Arbeitsweise angeht, kam selten Kampf-
abstimmungen, vielmehr War SterecOLy p hören, dıe Be- das neutrale Mitglied 1in keinem Fall den Ausschlag geben.
schlüsse würden einstimmi1g gefaßt. Das erklärt sıch 1ın Seine Aufgabe wurde vielmehr darın gesehen, iın Strit-

tiıgen Fragen auszugleichen.erster Linıe durch dıe innerhalb der Gruppe der Arbeit-
nehmervertreter Uun! zwischen dieser Gruppe un: den
Mitgliedern des Vorstandes geführten Vorbesprechungen. Mitbestimmung und unternehmenspolitische Ziele
Diese, VO  E den Arbeitnehmervertretern eindeutig DOSLELV
beurteıilt, erwlıesen sıch als notwendiıg, damıt s$1e MmMIt der Zu den wichtigsten Bedenken dıe parıtätische Miıt-
genügenden Sachkenntnis un: Information 1im Aufsichts- bestimmung gehört, daß sıie ZUur Verzögerung unterneh-
Tat arbeiten konnten. Auf diese Weıse sind S1e auch tür menspolitischer Entscheidungen tühren könne. Nach über-
den Vorstand eın wichtiges Instrument ZUrr Vorbereitung wiegender Aussage der befragten Personen hat die Mıt-
der Aufsichtsratssitzungen. Von den Vertretern der An- wirkung der Arbeitnehmervertreter wiıirklıch einer Ver-
teilseigner werden diese unterschiedlich beurteilt. Ins- zögerung der Entscheidungsprozesse geführt. Dies bestä-
besondere können die Vorbesprechungen als eın Fiılter WI1r- tigt auch die schriftliche Befragung, sotern in diesem Be-
ken und damıiıt Sdi nıcht ISLT ZUuUr Kenntnıis der Anteıls- reı weıt häufiger Vertagungen VO'  3 Beschlufßfassungen
eigner gelangen. über Aufsichtsratsvorlagen anzutreften als 1n den
Eng mMi1t diesem Problem 1sSt die Frage der SOgENANNTLEN Gesellschatten des Betriebsverfassungsgesetzes. Anderer-
Fraktionsbildung verbunden. Die Arbeitnehmer neigen se1lts 1St dies nıcht unbedingt autf ıne retardierende Polıi-
dazu, als geschlossene Gruppe aufzutreten, hart abzustim- tık der Arbeitnehmervertreter zurückzuführen. WUurLr-
Inen und Konflikte Nur iınnerhalb der Fraktion USZU- den VO  3 ihnen NeUeE Gesichtspunkte vorgetragen, die ıne
tragen, Diese mangelnde Meinungsäußerung kann einer Überarbeitung ertforderten. Nach dem Eindruck der Kom-
Entleerung der Aussprache führen. Vertreter des Vorstan- mıssıon kann dıes einer Verlangsamung des Entschei-
des und der Anteıilseigner halten die damıt verbundene dungsprozesses führen, jedoch Öördert die Bereitschaft
Möglichkeit, Vorlagen des Vorstandes blockieren, für der Arbeitnehmer, die Rıchtigkeit einmal getroffener Ent-
einen besonders schwerwiegenden Nachteıil der parıtäti- scheidungen anzuerkennen.
schen Mitbestimmung. Andererseits haben sıch solche Fälle Der Zzweıte untersuchende Fragenkomplex War Einfluß
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der Mitbestimmung auf dıe unternehmenspolitischen Ziele selen auch hıer geneigt, außer dem Arbeitsdirektor die
Inıtiative der Unternehmensleitung überlassen. YStDie Kommission 1St davon ausgeSgangenN, daß die unter-

nehmerische Planung sıch ın ersier Lin:e daran orıentiert, 1n Jüngster eIit äßt sıch eın zunehmendes Interesse CI -

auf das ınvestierte Kabital une möglıchst hohe Rendite kennen, auf die Besetzung aller Vorstandspositionen Eın-
erwirtschaften. Es habe sıch geze1gt, daß auch die Ar- fluß nehmen, W1e ZU Beispıiel be] Gründung der

beitnehmervertreter voll den Grundsatz der Rentabilität Kohle-Einheitsgesellschaft durch die Bergbau und
bejahen. Ihre Haltung wiıird motiviıiert durch das Interesse Energıe.

höheren Löhnen un sıcheren Arbeitsplätzen. So selen Von Vorstandsmitgliedern wurde besonders auf das Pro-
Rationalisierungsmaßnahmen mit dem Ziel der Kosten- blem „eines oftenen Marktes“ für Führungskräfte hinge-senkung n1ıe auf den Wiıderstand der Arbeitnehmer g.. wıesen. Sıe meınen damıt, daß durch überbetriebliche
stoßen. Sıe haben Ur Wert darauf gelegt, dafß die SOZ12- Kontakte auf der Arbeitnehmerseite das berwechseln ın
len Gesichtspunkte genügend berücksichtigt wurden. Eben- andere Unternehmen erschwert werden könnte, wWenn eın
sowen1g haben die Arbeitnehmervertreter die unterneh- Vorstandsmitglied durch iıne unbequeme Entscheidungmenspolıtische Planung inhaltliıch beeinflußt. Diese wurde die Gunst der Arbeitnehmervertreter verloren hat. Ob
VO  - iıhnen in erstier Linıe als ıne Aufgabe des Vorstandes solche Fälle vorgekommen sind, habe sıch VO'  - der KOom-
angesehen. Dabei se1l sıch die Kommissıon klar, daß INall- 1Ss10nN mangels Unterlagen nıcht teststellen lassen.
ches dieser Frage, besonders ob unternehmerische Inıtia- Ebenso wurde die Befürchtung geäiußert, die Qualität des
tıven unterblieben sınd, sich einer SCNAUCH empirischen Führungsnachwuchses onne leiden. Die ZU Führungs-Beantwortung entzieht. Im einzelnen zeıgte siıch folgen- nachwuchs gehörenden Angestellten könnten versuchen,des Bıld In der Investitionspolitik neıgen die Arbeitneh- CNSC Kontakte mMiıt den Mitbestimmungsträgern pfle-
I1Ner eher dazu, die ewınne des Unternehmens ZUr Selbst- SCNH, ıhre eigene Chance verbessern. Dıiese Getahr
finanzierung verwenden, siınd also investitionsfreudig. wurde auch VO'  3 den Arbeitnehmervertretern gesehen.Dies geschieht VOTLT allem Aaus dem Bestreben, dıe Arbeits- Das Vetorecht der Arbeitnehmervertreter bei der Beset-
plätze auf Dauer sıchern. In den Fällen, iın denen ıne ZUuNng des Arbeıitsdirektors (Personalvorstand) 1mM Mon-
behördliche Zustimmung erforderlich Wal, haben sıch die tan-Bereich 1St besonders umstritten. Wegen der OoOtwen-
Arbeitnehmer über iıhre Organıiısationen tür die Erteilung dıgen Homogenıität des Vorstandes 1St die Integrationder Zustimmung eingesetzt. Dıie Sıcherung der Arbeits- des Arbeitsdirektors 1n das remıum VO  - erheblicher Be-
plätze stand auch 1mM Vordergrund bei Unternehmenskon- deutung für den Erfolg des Unternehmens. Auch hat
zentratiıonen und besonders bei Stillegung von Betrieben. das Unternehmensinteresse vertreten. Nach anfäang-Das Letztere Warlr in den VEITrSANSCHNCH Jahren VOTL allem lichen Schwierigkeiten konnte der Loyalıtätskonflikt, ın
eın Problem des Kohlebergbaus. Obwohl die Berücksichti- dem der Arbeitsdirektorn der besonderen Art seiner
SsSung der soz1alen Auswirkungen die Maßnahmen verzo- Stellung geraten konnte, abgebaut werden. seine Be-
DeIt haben, ISt diıes nıcht 1Ur auf den Einflufß der Mitbe- stellung die der übrigen Vorstandsmitglieder angepaltstiımmung zurückzuführen, sondern ware siıcher auch On: werden soll, arüber bestehen weıterhin verschiedene Auf-
geschehen. In der Mehrzahl der Fälle werden heute aber fassungen. ber alle selen sıch darın ein1g, dafß nıcht
die soz1alen Probleme VO  - Kapazıtätsbeschränkungen sınnvoll 1St, dieses Ressort mit einer Person besetzen,zwıschen Vorstand un Betriebsrat geklärt. durch dıe sıch die Arbeitnehmer nıcht vertreten fühlen.
Was die Tarifpolitik angeht, sıch die Arbeitnehmer- Sonst se1ı ıne gedeihliche Zusammenarbeit 1M Rahmen des
vertreter klar, daß der Autsichtsrat tfür solche Angelegen- Unternehmens nıcht möglıch.heiten nıcht zuständıg 1St. Das edeute jedoch nıcht, daß Dıe Anhörungen haben ergeben, daß eın untrennbarerdie Mitbestimmung ohne jede Folge tür die Gestaltung Zusammenhang zwischen der Mitbestimmung im Aut-
der Tarıfpolitik geblieben 1St. Dıiıe Mitarbeit 1im Autsichts- siıchtsrat un der Zusammenarbeit zwıschen Unterneh-
rat führte einer wesentlichen Verbesserung der Intor- mensleitung un: betrieblicher Vertretung der Arbeitneh-
matıon der Gewerkschaften. Dıie Wirkung zeıigte sıch nıcht Iner esteht. Neben dem Wırtschaftsausschuß, der
unbedingt 1ın einer Erhöhung der gewerkschaftlichen For- Bedeutung verloren hat, hat sich VOTLT allem die Zusammen-
derungen, sondern auch darın, da{fß 1n angespannten WITrt- arbeit zwischen Vorstand un Betriebsrat institutionalı-
schaftlichen Sıtuationen die tatsächliche wirtschaftliche sıert. „Dieser Entwicklung, die ın den bisherigen ZESELIZ-Lage berücksichtigt wurde. lıchen Regelungen ZUur Mitbestimmung der Arbeitnehmer
In der Sozialpolitik scheinen übertarıfliche Leistungen nıcht vorgezeichnet 1St, wiıird VO  3 allen befragten Der-
oder soz1iale Vergünstigungen weıt mehr durch die Ent- NCN ıne entscheidende Bedeutung beigemessen.“ Dıie
wicklung des Arbeitsmarktes beeinflußt werden als Zusammenarbeit führe einer umfassenden Intormatıon
durch die Mitbestimmung der Arbeitnehmer. Zum Beı- der Arbeitnehmervertreter un ZUr frühzeitigen Eroörte-
spiel 1St der Umfang der Sozlalleistungen ın Unterneh- Iung VO'  ; Problemen AausSs dem Bereich der Betriebe. An
INeEe':  3 AZUS dem Anwendungsbereich des Betriebsverfassungs- erster Stelle stehen die sozıalen Angelegenheiten. folgenoft weıt größer als bei Unternehmen 1m Montan- nach ıhrer prozentualen Häufigkeit Produktions-, In-
bereıich. vestit10ns- un Finanzierungsfragen un Personalange-

legenheıiten. In 88 0/9 der Montanunternehmen und den
rund 0/9 der Unternehmen AUus dem Bereich des Betriebs-Mitbestimmung un Unternehmensführung verfassungsgesetzes finden solche Sıtzungen regelmäfßig

Nach Ansıcht der Autfsichtsratsvorsitzenden und Vor- Be1 der Untersuchung WAar die Beantwortung der
standsmitglieder 1Sst das Auswahlverfahren 1mM Montan- Frage, ob dem derzeıt geltenden Recht die Rıch-
Mitbestimmungsbereıch umständlicher, ZzU: Teil auch Lung eiınes Gesamtbetriebsrates auf Unternehmensebene
schwieriger geworden. Die notwendige Eıniıgung mMi1t den zwingend vorgeschrieben werden sollte, nıcht einheitlich.
Arbeitnehmervertretern hat aber aut die Besetzung 1N- Vor allem Betriebsratsmitglieder außerten die Besorgn1s,
haltlıch keinen Einflufß gehabt. Die Arbeitnehmervertreter dıes könne einer Aushöhlung der betrieblichen Vertre-
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tung führen. Auf diese dürfte aber n der sehr Velr- sSo daß diese drei zusammen neben dem gesetzlichen Ar-
schiedenen Struktur der einzelnen Betriebe nıcht verzichtet beitsrecht das Verhältnis VO  3 Arbeitgeber un! Arbeit-
werden. Vorstandsmitglieder sahen die Bedeutung eines nehmer regeln.
Gesamtbetriebsrates posıtıver. Dıie Stellung des Arbeitnehmers 1St gekennzeichnet durch
Be1 den Befragungen ergaben sıch keine Anhaltspunkte ıne vielfältige Abhängigkeit, einmal ın Hınsıicht auf das
dafür, daß bei der Geheimhaltung sensitiver Intormatio- Arbeitsplatzangebot und dann durch das Weisungsrecht
nen die Gefahr eines Vertrauensbruchs bei Arbeitnehmer- des Unternehmers un seine Planungs- un Rıchtlinien-
vertretern höher als bei anderen Mitgliedern der Unter- kompetenz. Beıides beruht auf dem Grundsatz der Arbeits-
nehmensorgane sel, obwohl solche Befürchtungen nNier- teilung un: der damıt verbundenen Notwendigkeıt VO

schwellig spuren SEWESECNHN selen. Nach dem Eindruck Organısatıon un! Leitung. Da diese Unterwerfung dem
der Kommissıon wiıird die Bereitschaft der Unternehmens- Arbeitsverhältnis immanent 1st, 1St sie nıcht 1mM Wege der
leitung ZUr Kooperatıon Mi1t der Arbeitnehmervertretung Vertragsfreiheit bewältigen un: bedarf der Recht-
durch die paritätische Besetzung des Aufsichtsrates sehr g.. fertigung durch ıne Mitwirkung der Arbeitnehmer bei
OÖrdert. Arbeitnehmervertreter sehen darın einen der den Entscheidungen, dıie s1e betreften. Hıer liegt nach An-
wichtigsten Vorzüge der parıtätischen Mitbestimmung. sıcht der Kommiuissıon der entscheidende vrechts- un g-
Dieser Zwang scheint aber zunehmend, wI1e die Entwick- sellschaflspolitische Ansatzpunkt für die Mitbestimmung.
lung 1im Bereich des Betriebsverfassungsgesetzes ze1ge, VO'  - Das Arbeitsverhältnis tragt Merkmale, die 1n dieser Orm
anderen, Aus der Natur des Unternehmens erwachsenden LUr in Ööftentlich-rechtlich begründeten ber- un:
Kooperationszwängen überholt werden. Unterordnungsverhältnissen anzutreften sınd. Daher 1Sst
Nach den Vorstellungen ıhrer Befürworter sollte die parı- innerhalb bestimmter renzen ıne Übertragung ENTISPE-
tätische Mitbestimmung VOTL allem auch dazu geeıgnet se1n, chender Begrifte un!: Institutionen möglıch. Ort dieser
die wirtschaftliche acht V“O:  S Großunternehmen hon- Mitbestimmung oll W1e bisher der Aufsichtsrat se1n. Dıie
t+rollieren. Diese Annahme haben die Anhörungen nıcht Kommıissıon verzichtete damıt ausdrücklich auf ine NeUe€E

bestätigen können. Zum Beispiel ließen sich bei den Kon- Unternehmensverfassung, w1e sS1e ZU Beispiel Va: ell-
zentrationsvorgängen ın der Stahlindustrie auch die Ar- Breuning 1n seinem Buch „Mitbestimmung“ (Franktfurt
beitnehmer VO  3 dem Gesichtspunkt eıten, die BESAMT- 1968 90 f£.) vertritt. Beı dieser Konzeption würden
wirtschaftliche Lage ertordere starke un auch internatı0- sıch Kapıtal un: Arbeit schon ın der Unternehmensver-
nal wettbewerbsfähige Unternehmen. Den Zugang ZU sammlung, die die Stelle der Hauptversammlung trıtt,
Kapitalmarkt hat die parıtätische Mitbestimmung nıcht begegnen, deren Aufgabe ware, den Aufsichtsrat (dann
erschwert. Dazu könnte TSLT kommen, WEn über das Unternehmensrat) wählen
1investierte Kapıtal den Wi illen der Anteıilseigner Miıt diıeser grundsätzlichen Einstellung 1St die Mitbestim-
entschieden würde un einer negatıven Auslese VO  - INUNsS aber noch nıcht 1m einzelnen geregelt. Be1i der g..
Führungskräften komme. Beides War bisher 1mM Montan- Naueren Ausgestaltung musse den Funktionen un der
bereich nıcht der Fall Struktur des Unternehmens un! seiner Stellung 1M Markt

Rechnung werden. Aus dieser Konkurrenz kön-

Grundlagen der Mitbestimmung N  3 der Verwirklichung der renzen entstehen. Dieses
Problem fand die Oommıssıon in der Diskussion wen1g
gewürdigt.Im Anschlu{(ß die Untersuchung über die bısher gemach-

ten Erfahrungen die OmMmMmMI1SSION sıch 1n einem >
stematischen Kapıtel mıi1it der rechtlichen un:! gesellschafts- Dıie wichtigsten Empfehlungen für eine Neuregelungpoliıtischen Grundproblematik der Mıtbestimmung AUS-

einander, den folgenden Empfehlungen eın Funda- Keıne parıtätische Mitbestimmung ım Aufsichtsrat, SOI1MN-
ment geben. Dabei wırd klar, da{fß S1e die Mitbestim- dern ein geringes zahlenmäßiges Übergewicht der Ver-
INuNg als e1in Zusammenspiel vers  ı1edener Faktoren - treter der Anteıilseigner. Be1 einem Aufsichtsrat VO  3
sieht un iıhr Ausma{ß nach der Summe der verschiedenen Mitgliedern stünden ZU Beispiel sechs Sıtze den Anteıls-
Möglıchkeiten bemißt. Dıie Hauptfaktoren sind die eiıgnern un vier den Arbeitnehmern Die ZzWwel wWwel-
Integration der Arbeitnehmer 1n den Autsichtsrat un: die Mitglieder sollten VO Aufsichtsrat selbst gewählt
Zusammenarbeit zwischen Vorstand un einem auf das werden un! der Zustimmung beider Seiten bedürten.
Unternehmen sıch beziehenden Gesamtbetriebsrat. Aus- Alle Arbeitnehmervertreter ayerden VD“O  S der Belegschaft
gangspunkt bleibt das bisherige Gesellschaftsrecht un! die gewählt, wobeil für die gesetzlich vorzusehenden unterneh-
Betriebsverfassungsgesetzgebung, das S1e 1mM Zusammen- mensexXxtiernen Vertreter den Gewerkschaften eın Nomina-
wirken VO  3 beiden als den spezifischen Organisationsfor- tionsrecht zustehen oll
inen der Anteilseigner un Arbeitnehmer die flexibelste Fur die wWwel VO Autfsichtsrat wählenden Mitglieder
Form einer institutionalisierten Mitbestimmung sieht. Or- oll auch dem Vorstand eın Vorschlagsrecht zustehen.
ganısationsstatut des Unternehmens 1St das Gesellschafts- Auch die Arbeitnehmer sollen frühzeitig Auswahl-
recht. Dıiıe Arbeitnehmer siınd also nıcht Gesellschafter, verfahren, das der Berufung 1ın den Vorstand vorausgeht,
hre Beziehungen regeln sıch durch den Arbeitsvertrag. beteiligt werden. Eın datür gebildetes Aufsichtsratsprä-
Er 1st die Grundlage des Arbeitsverhältnisses, dasz siıdıum soll parıtätisch besetzt werden.
der Eıngliederung ın den Betrieb SENAUCIT als eın CN- Fuür ıne Vertretung des öffentlichen Interesses 1im Auf-
rechtliches Gemeinschaftsverhältnis verstehen ISt. Recht- sıchtsrat esteht keine Notwendigkeıit.
lich manıitestiert sıch diese Beziehung 1m Weıisungsrecht Das Personalressort oll durch eın Vorstandsmitglied
und der Fürsorgepflicht des Unternehmers un: ın der vertreten se1n. Das Berufungsverfahren oll dem der -
Treuepflicht des Arbeitnehmers. Iheser iındıvidualrecht- deren Vorstandsmitglieder angepafßt werden.
liche AÄnsatz wurde noch in kollektivrechtlicher Hınsıcht Vorstand UN Gesamtbetriebsrat sollen auf Unter-

nehmensebene zusammenarbeiten. Eıne solche institut10-durch das Tarıtvertragssystem un: das Betr VG erganzt,
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nalisierte Zusammenarbeit würde einen Teil der Funk- schwankendes Einkommen. Deswegen sollen s1e 1n stärke-
tıonen übernehmen, die bisher dem Wirtschaftsausschufßß 1E aße die Möglichkeit haben, Entscheidungen in
zugedacht 106 Der Geschäftsbericht der Gesellschaft ıhrem Sınne beeinflussen. Damıt wırd nıcht geleugnet,
oll ..  ber die Zusammenarbeit Auskunft geben. da{(ß auch dıe Arbeitnehmer die Folgen unternehmerischer

In Abänderung VO  =) 11 BetrVG sollen auch SOSCc- Entscheidungen besonders 1m Hınblick auf Verlust oder
annte Leitende Angestellte, SOWeIlt S$1e nıcht 1mM CENSCICN Verschlechterung ihres Arbeitsplatzes spuren bekom-

INnenNn Diese „Haftung“ macht sıch 1ın der Regel aber TISTESınne des Wortes ZUr Unternehmensführung gehören, tür
den Autsichtsrat wählbar se1n. nach Jängerer eıt emerkbar un: wiırd oft durch at-

Die Empfehlungen sollen auf alle Kapitalgesellschaften ıche Maßnahmen ausgeglichen. Fur das Entscheidungsver-
mit mındestens Arbeitnehmer Anwendung halten der Arbeitnehmer 1m Aufsichtsrat wiırd diese LAat-

inden Nach der „Jüngsten“ Unternehmensstatistik (Stand sächlıche, aber Jangfristige Haftung kaum iıne Rolle sple-
waren bei der Grenze VO  3 1000 4, Miıllionen Ar- len. Die kurzfristigen Interessen werden 1m Vordergrund

beitnehmer Il 66,3 0/9 der Beschäftigten ın Kapitalgesell- stehen, un diese können in der Tat mit der Rentabilität
konkurrieren.schaften) betroften, be] der (Srenze VO  S 2000 ınsgesamt

35 Millionen 55,9 0/0). Auf Personalgesellschaften Etwas anderes als in der Unternehmenspolitik lıegen die
OHG, Kommandıtgesellschaft) sollen s1e nıcht angewandt Verhältnisse bei der Aufgabe des Aufsıichtsrates, den Vor-
werden, da hier ın der Regel die Gesellschafter persönlıch stand erufen. Dabei geht auch die konkrete
hatten. Ausgestaltung des Weisungsrechtes, dem die Arbeitnehmer

unterliegen, un! daher scheint hıer ıne stärkere Beteılı-
Suns ıhrer Seıte vertretbar. Fuür diıesen Z weck hatte dıeBegründung der Empfehlungen Kommissıono ıne Erweıterung des Aufsichtsrates

Wıe der Erfahrungsbericht zeıigt, entbehren viele Be- einıge Mitglieder bıs Z vollen Parıtät Er wOSCNH, aber Aaus

praktischen Schwierigkeıiten wieder fallengelassen. Stattfürchtungen, die sıch ine estarke Beteiligung der Arbeit- dessen sollen dıe Arbeitnehmer gleichen Teılen dennehmer Autsichtsrat knüpfen, der Begründung. Irotz-
dem hat siıch die Kommissıon ıne parıtätische Be- Vorbesprechungen beteiligt werden, die der Berutfung VvVon

Vorstandsmitgliedern vorausgehen un! bel denen dıe
SeELZUNG entschieden. Folgende Argumentationskette sollte eigentlichen Entscheidungen fallen. Im Bereich des Be-das begründen: Die Funktionsweise des Autsichtsrates

VvOoOraus, da{ß Mehrbheitsentscheidungen kommen triebsverfassungsgesetzes s1e bisher NUr selten VeI-

kann. VWegen der interessendualistischen truktur des Auf- treten. Damıt hat die Kommissıon die Faktoren enNnt-

sichtsrates wiırd 1ın Konfliktfällen me1lst ZUur Abstım- wickelt, die be] einem grundsätzlichen Ja Zur Mitbestim-
INUuNg die nähere Ausgestaltung estimmen. Das dadurch

mMuUung nach Gruppen kommen. Dieser Dualismus wiırd sıch
ın Zukunft siıcher mildern, aber mit seiner Aufhebung 1St entstandene Gedankengebäude 1St daher subtil un:! dit-

bald nıcht rechnen. Die Entscheidungsfähigkeıit kann ferenzıert, un: bleibt abzuwarten, ob 1n der Diskus-
S10N se1ine Durchschlagskraft ewahrt.deswegen NUr auf zweierlei Weıse gewährleistet se1n, eNnNt- Eın weıterer wiıchtiger Punkt der Empfehlungen iSt wen1-weder durch Zuweısung der Mehrheıit ıne ruppe

oder durch Parıtät un! Einführung VO'  3 neutralen Mıt- gCcI schwer begründen. Dıie 7Zusammenarbeit Zeyıischen
Vorstand UuN Betriebsrat oder Gesamtbetriebsrat hat sıchgliedern. Reıine Parıtät, Ww1e Ss1e AUS dem Gedanken- hervorragend ewährt. Dies gilt VOT allem tür den DBe-

Zut einer sozjial-ethisch begründeten Gleichberechtigung
VO  $ Kapital un!: Arbeit hervorgeht, würde den Charakter reli der konkreten Unternehmensleitung, deren Probleme

1m Rahmen des Aufsichtsrates NUuUr ın beschränktem Um-des Organs verändern, da dann Entscheidungen NUur noch fang behandelt werden können. Im Gegensatz ZU Be-durch Übereinstimmung un nıcht durch Mehrheıits- triebsrat oll der Gesamtbetriebsrat auf das Unternehmeneschluß möglich seljen. Auch se1 nıcht zÜnst1g, eın 116 U-

trales Mitglied den Ausschlag geben lassen. Es se1l 1n der als CGanzes bezogen seın un wirtschaftliche Mitbestim-
mungsrechte ausüben. Fur das VO  - der Kommiuissıon be-Regel damıt übertordert. So bleibe NUr die Möglıichkeıit, türwortete Zusammensbpiel merschiedener Mitbestim-einer Gruppe ıne Mehrheıt Sıtzen zuzuwelsen. Dıie

Kommiuissıon entschıied siıch für ıne geringfügıge Mehrheıt mungsformen 1St unerläßlich. LEr onne  ‚0® einıge Kom:-
der Betriebsräte übernehmen, oll ıhnen berauf seıten des Kapıtals, allerdings Bedingungen, dıe nıcht übergeordnet se1in. Wo diese Getahr den Betriebs-une Überstimmung der Arbeitnehmer nachhaltig erschwe-

raten groß erscheınt, sollen S1e alternatıv die Möglıch-
Tren., Der Grund datür 1St;, dafß die Rentabilıtät, als die pr1-
mare Zielfunktion des Unternehmens, tendenziell stärker keit haben, tür eiınen anderen institutionellen Gesprächs-

partner der Unternehmensleitung SOTSCNH.VO' Kapiıtal vertiretifen werde. Zwar 1St der Vorstand da-
tür ın erstier Linıe zuständig, aber die Kontrolle, welche
Aufgabe des Aufsichtsrates 1sSt, mu{ den gleichen Die Wirkung des Berichtes
Gesichtspunkten erfolgen. Dabe1 wırd nıcht übersehen,

Fur die sachliche Arbeıt hat die Kommissıon VO:  5 vielendaß bıs einer bestimmten Grenze durch Berücksichti-
Suns sozialpolitischer Aspekte die Rentabilıtät o g- Seıiten Lob EL. Dıie „Frankfurter Allgemeıne Ze1-
Öördert wird. Doch kann ın Einzeltällen auch einem tung“ 2 70) hält den Bericht tür eın bisher einmalıges

Standardwerk, „das sıch bemüht, alle bisherigen Denk-Konflikt kommen, un! dann mu{ der Rentabilität VOTL

anderen Zielen unternehmerischer Tätıgkeıit der Vorrang richtungen kritisch berücksichtigen“. Der „Rheinische
zukommen. Es bleibt NUr noch die Frage, aru der Merkur“ (30 70) meıinte jedoch, die Empfehlungen IN-
Grundsatz der Rentabilität bei den Arbeitnehmern in SCHh nıcht alle überzeugend AUS dem analytıschen Teil her-

VOLr un: selen außerdem detailliert. Dadurch werde derschlechteren Händen 1St. In vermögensrechtlicher Hıiınsıcht
haften für den Erfolg oder Mißerfolg des Unternehmens Handlungsspielraum der Politiker eingeengt. Auf alle
allein dıe Anteıilseigner. Sıe beziehen eın VO' Ergebnis ab- Fälle scheint die Diskussion 1n Bewegung kommen, und

die betroftenen Parteıen estehen VOT einer uenmn Lage Dıehängıges un: damıt (einschließlich Vermögensänderungen)
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Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände hat War kurier“ 2 O daß diese Behauptung der Oommıssıon
durch ıhren Präsıdenten Friedrich ein1ıge Kriı- angesichts der 1mM gewerkschaftlichen Schrifttum verbreıte-
tik geäußert, aber wurde auch eutlıch, da{fß die Arbeit- ten Zielsetzung, V12 Miıtbestimmung steuern un!
geber über jede Regelung unterhalb der Parıtätsgrenze mıi1ıt kontrollieren, geWART sel. Trotzdem WIFr: für dıe Ge-
sich reden lassen. Die Gewerkschaften trıft das entschie- werkschaften schwlıer1g, hre ständıg erhobene Forderung
ene Neın DA Parıtät hart. O! 1St der Bericht wesent- nach Parıtät aufzugeben. Angesichts dieser Lage wırd die
lıch mitbestimmungsfreudiger ausgefallen, als S1e gyedacht VO  - der Ommıssıon be1 der Vorstandsbestellung stärker
hatten. Viele Einwände wurden entkräftet, die berücksichtigte Parıtät VO  e} Bedeutung 1in der Auseinander-
Befürchtung einer zentralen Steuerung der Gewerkschafts- SETZUNG werden. Denn hier lassen dıe Empfehlungen noch
vertrefifer. Dazu emerkt allerdings krıitiısch der „Industrie- einen yew1ssen Spielraum.

Dıie Religionspolitik ın den bommunuistischen Staaten
Dıie uen Aspekte der soWw jetischen Außenpolitik, die sıch scheidet sıch die Taktık des Staatsapparates als des Exeku-
se1t dem Parteitag der Kommunistischen Parte1 der tıvorgans der Parteı gegenüber den Kırchen.
SowjJetunion 1n unterschiedlicher, aber trotzdem deutlicher Eıne besondere Stellung nımmt dıie SowJetunion selbst
Intensität iın Richtung Westeuropa un: den Vereinigten eın, diese Unterdrückungspolitik seit der Oktober-
Staaten verfolgen lassen, haben auch das Verhältnis des revolution 1mM Jahre 1917 andauert. Dıie gegenwärt1ig
Kommunısmus un des soz1alıstischen Staates ZUr Relıgion ideologisch bedeutendste Gruppe bılden jene Staaten des
nıcht NUur 1n der SowJetunıion, sondern auch ın allen OST- soz1ıalistischen Blocks, in denen sıch VOT der kommunıistı-
europäischen Staaten beeinflußt. Nıcht, daß siıch dıe schen Machtergreifung relatıv starke politische Kräfte ın
Grundlagen geändert hätten. Der Kommuniısmus betrach- ıhrem Programm ZU Christentum als Weltanschauung
teL die Religion AUS ideologischer Sıcht immer noch nach bekannten. Hıer wirkte sıch die politische un: ideologische
dem bekannten Marxspruch als „Opı1um des Volkes“;, als Unterdrückung der Kırchen nachhaltigsten Aaus un!
e1nes der größten Hındernisse be1 der Durchsetzung der hat auch die meılsten Opfer gefordert. Das oilt
ideologischen Ziele in Osteuropa. ber die Taktık hat der starken Posıtion der katholischen Kırche für Polen,
sıch, w a4s das zußere Verhältnis anbelangt, geändert. Der tür die Ischechoslowake:i, tfür Ungarn un!: 1n sechr geringem

aße für die DDR, 1n der „stalinistischen“ Phase auch1n den etzten Jahren steigende Einflufß der Kırchen be1
den internationalen Friedensbemühungen die Frıe- tür Jugoslawien. Dıie drıtte Gruppe bılden jene Länder,
densappelle der Papste Johannes’ Uun! Pauls VI 1n denen INa  w in den Kirchen keinen unmittelbaren polıtı-
und die Inıtiatıven des Weltkirchenrates tfür Vıetnam, für schen Gegner auszuschalten hatte un der Kampf des-
Nıger1a un 1m Nahen Osten an auch dıe — halb VOTL allem auf ideologischem Gebiet ausgetragen
wjetische Aufenpolitik, diesen Einflufß berücksichtigen wurde. Dazu gehören Rumänıien un: Bulgarıen.

ält in  3 sıch dieses Schema, kann 19868  ‘ die Zieleun: möglıchst ın das Konzept der sSOoW Jetischen Außen-
polıtık einzuarbeiten. un Wege der kommunistischen Kirchenpolitik 1ın den

einzelnen Staatengruppen viel klarer analysıeren. Denn
W1e in der Außen- xibt auch 1ın der KirchenpolitikDre: Gruppen Wn Ländern unterschiedliche Methoden. Das Zentrum bestimmt die
Generallinie die Parteı des einzelnen Staates arbeitetSo siınd WI1Ir ın den etzten Jahren aut der eiınen Seıite
dıe Strategıe AaUuUsS, die für das jeweılıge Land gelten hat,Zeugen sOW Jetischer un: anderer osteuropäischer Ver-

suche, MmMit kırchlichen Persönlichkeiten un: Institutionen un: die Staatsorgane führen dann diese Strategıe durch
gemeinsame Friedensziele propagıeren, aut der anderen Die austührenden Organe 1M Staatsapparat in der

DDR un: der Tschechoslowakei Zzum Beispiel die Staats-Seıite wırd innenpolitisch die alte Politik der Kırchen-
unterdrückung fortgesetzt. Es 1sSt darum kaum eIWUN- csekretarıate für Kirchenfragen, in anderen Ländern die
derlich, da{f(ß auf der Mıtte Januar 1970 1n Moskau abgehal- zuständıgen Abteilungen, meıstens der Kultusminıste-

rıen stımmen in regelmäfßigen gemeınsamen Beratungennen ideologischen Konterenz ..  ber den SOgeNaANNTLEN
„Antikommunismus“ auch wl  ber den Kampf den die Detaıils ıhres Vorgehens 1b War INa  3 noch VOL einiger
„relig1ösen Einflufs“ beraten wurde. Dıie führenden Ideo- eıt stärker zentralistisch vOrscHanscCHl, versucht INa  - NUN,

auf dıe spezifischen Besonderheiten der einzelnen Staatenlogen der kommunistischen Parteıen, VOT allem AI den
osteuropäischen Staaten, haben ihren Wıillen bekräftigt, Rücksicht nehmen. Es wırd aber gerade 1ın Jüngster
den Kampf den Einfluß der Kirchen auf ideologı1- eıt strikt daraut geachtet, da{ß die Aktionen ın den
schem Gebiet verstärken. einzelnen Ländern aut jeden Fall ın das Konzept der —-

Bei eıner Analyse dieses „1deologischen Kampfes“, der wjetischen Außenpolitik aSSCH un: die Zuspitzung der
aktisch VO  e} Moskau Aaus DESLEUECEKT un:! bestimmt wiırd, Beziehungen den Kirchen nıcht dıe außenpolitischen

Ziele der SowjJetunion gefährdet.kann INnNan gew1sse nach Ländern difterierende Besonder-
heiten teststellen. Es scheint, da{ß Moskau un damıt dıe
Führungen der anderen kommunistischen Parteıen ÖOst- Dıie antıkırchliche Propaganda ın der Sowjetunion
CUrFrOPAaS, bei der Beurteilung der Intensität un Taktik des
Kırchenkampfes nıcht L1LLUTr VO'  3 der Bevölkerungsstruktur Fur die SowjJetunion celbst esteht das auffallendste,
jedes einzelnen Landes ausgehen, sondern VOT allem auf schon Ööfter regıistriıerte Faktum darın, daß 1n wachsendem

aße „Mängel“ 1mM „Kampf die relig1ösen Vor-die politisch-historische Entwicklung Rücksicht nehmen.
SO kann INa  w} die Länder wa 1n drei Gruppen einteıilen. urteile“ entdeckt werden. In gezielten Pressediskussionen
Je nach der Zugehörigkeit einer dieser Gruppen nNnier- wırd dann das Auftauchen relig1öser Überzeugungen
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